
 
- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 21/06 B 

 

 

 
............................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ..................................................................., 

 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft, 
Hildegardstraße 28-30, 10715 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. April 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   M ü t z e    

und   Dr.  B e c k e r    

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 10. Oktober 2005 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz (LSG) gerichtete, auf den Zulassungsgrund des Verfahrensman-

gels gestützte Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Die dazu gegebene Begründung ent-

spricht nicht der in § 160 Abs 2 und § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) 

festgelegten Form. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfor-

dern diese Vorschriften, dass der Zulassungsgrund schlüssig dargetan wird (vgl BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 34, 47 und 58; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Ver-

fahrens, 4. Aufl, 2005, IX, RdNr 177 ff mwN). Diesen Anforderungen an die Begründung hat der 

Kläger nicht hinreichend Rechnung getragen.  

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel gel-

tend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend ge-

machte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines be-

stimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine 

Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt 

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Die behauptete Verletzung des rechtlichen Gehörs ist als Verfahrensmangel nicht dargetan. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des BSG und des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) 

soll der Anspruch auf rechtliches Gehör (Art 103 des Grundgesetzes, § 62 SGG) verhindern, 

dass die Beteiligten durch eine Entscheidung überrascht werden, die auf Rechtsauffassungen, 

Tatsachen oder Beweisergebnissen beruht, zu denen sie sich nicht äußern konnten (vgl BSG 

SozR 3-1500 § 153 Nr 1 mwN; BVerfGE 84, 188, 190), und sicherstellen, dass ihr Vorbringen 

vom Gericht in seine Erwägungen miteinbezogen wird (BVerfGE 22, 267, 274; 96, 205, 216 f).  

 

Eine Überraschungsentscheidung scheidet schon deswegen aus, weil der Kläger nicht 

vorgetragen hat, inwieweit er durch die Entscheidung des LSG überrascht wurde. Hinsichtlich 

des Übergehens seines Vorbringens rügt der Kläger im Kern eine Verletzung der 

Amtsermittlungspflicht bezüglich des von ihm behaupteten Beweisantrags nach §§ 103, 106 

SGG sowie eine Verletzung des § 109 SGG. Auf eine Verletzung des § 109 SGG kann jedoch 

schon nach dem eindeutigen Wortlaut des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG eine 

Nichtzulassungsbeschwerde nicht gestützt werden. 

 

Soweit der Kläger rügt, das LSG habe sich mit seinem Beweisantrag auf Einholung eines Gut-

achtens von Amts wegen nach §§ 103, 106 SGG nicht auseinandergesetzt und seine Amts-

ermittlungspflicht verletzt, mangelt es an der "Bezeichnung" eines entsprechenden Beweisan-

trags. Seiner Beschwerdebegründung ist nicht zu entnehmen, dass es sich um einen berück-
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sichtigungsfähigen Beweisantrag iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG handelt, der den Anforderungen 

an einen Beweisantrag iS der Zivilprozessordnung (ZPO) entspricht (BSG SozR 1500 § 160 

Nr 45; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9 zur Abgrenzung Beweisantritt und Beweisantrag; Kummer, 

Die Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, RdNr 210 mwN). Der Antrag des Klägers enthält kein 

Beweisthema, obwohl nach § 403 ZPO die zu begutachtenden Punkte zu bezeichnen sind (vgl 

BSG Beschluss vom 9. März 2001 - B 2 U 404/00 B -). Dem kann nicht entgegengehalten wer-

den, dass in einem Rechtsstreit, in dem bereits eines oder mehrere medizinische Gutachten zu 

bestimmten Beweisfragen eingeholt worden sind, diese Fragen im Rahmen der beantragten 

Einholung weiterer Gutachten bekannt seien bzw auf der Hand lägen. Im Gegenteil ist gerade 

dort, wo bereits eines oder mehrere medizinische Gutachten mit uU abweichenden Beurteilun-

gen eingeholt worden sind, eine Konkretisierung des Beweisthemas unabdingbar, denn die le-

diglich automatische Wiederholung der bisher gestellten Beweisfragen, zB dass eine Lärm-

schwerhörigkeit mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 30 vH beim Kläger vorliegt, 

macht nicht deutlich, ob und inwiefern der Kläger noch Aufklärungsbedarf sieht. 

 

In seinen weiteren Ausführungen setzt der Kläger sich im Kern mit der Beweiswürdigung durch 

das LSG auseinander; darauf kann eine Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision 

jedoch nicht in zulässiger Weise gestützt werden (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG).  

 

Da kein Zulassungsgrund ausreichend vorgetragen wurde, ist die Beschwerde des Klägers 

ohne Zuziehung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 

Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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